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Der Staat, der alles reguliert, eEYZEUNZT e1N Volk VOoO Zuschauern.
Peter Hofstätter

Verrechtlichung
Di1e Gerichte verzeichnen hıerzulande selt Jahren Hınzu kommt eın Grund, der stärker die subjektive Auıs-
Zuwachsraten be] den Vertahren. ıne 1m Auftrag des vangslage derer beschreıibt, dıe sıch eiıner Klage eNL-

erarbeıteteBundesjustizminıisteriums Untersuchung schließen: Gestiegen 1sSt VOTI allem die Entschlossenheıt,
Erhard Blankenburg dg Möglıche Entwicklungen 1mM für die eigenen Interessen einzutreten und hierfür notftalls
Zusammenspiel VO außer- und iınnergerichtlichen Kon- auch die Gerichte emühen. So wırd vermehrt die Hıl-
Iıktregelungen, Speyer stellte be1 Zivilsachen VOT fe der Gerichte auch autf Gebieten gesucht, ın denen dies
allem seılıt dem Begınn der s0er Jahre ıne deutlich ste1- VOT 1Ur wenıgen (senerationen noch aum üblıch WTr

gende Tendenz test: Wiährend 1970 noch LWa 1ne Millı- und War nıcht unbedingt eshalb, weıl die ENISPrE-
Neuzugange AaUSSCHOIMMIM Famıliensachen testge- chenden Konflikte noch nıcht yab Sanz abgesehen

stellt wurden, lag diese Zahl 9088 be1 über I Millionen. davon, da{fß das Klagen nıcht 1L1UT finanziell risıkobehafte-
Be!]l den Verwaltungsgerichten hat sıch dıe Zahl der Ver- ter Wal, sondern auch ON. nıcht leicht gemacht WUurr-

tahren 1M selben Zeitraum weılt mehr als verdoppelt, be1 de, W1€e inzwischen der Fall 1st.
den Finanzgerichteno verdreıtacht. [)as staatlıche Interesse der Reduzıerung des

Geschäftsanfalls be1 den Gerichten lıegt mıthın auf der
Grenzen der Finanzıerbarkeit sınd and Grenzen der Finanzıerbarkeit sınd erreicht. Ansät-

für pragmatısche Lösungen, dıe WAar nıcht den Anstıegerreicht insgesamt verhindern, doch aber dıe Zunahme Veli-

Dıie Studie N auch einıge der Gründe dafür, W1e€e ringern können, o1bt durchaus: So wırd ach Strategien
der vielbeschworenen „Proze{$sflut  CC kommen konnte: In gesucht, mıt denen das Entstehen VO  a Kontlıkten, dıe in
dem Mad(e, W1e€e gesellschaftliche Kombplexıität und die der Regel gerichtliıchen Vertfahren tühren, VO VOTII-

Abhängigkeıt VO  - behördlichen Entscheidungen zunäh- hereıin gehemmt werden soll Vorgeschlagen wırd LWA

INCIL, estehe auch wachsender Bedarf gerichtlichem dıe Schaffung nıchtgerichtlicher Konfliıktlösungsinstan-
Interessenausgleich. Neue Bereiche wıssenschafttlich- Z  a WwW1e Schlichtungsstellen, die Eınführung SOgENANNLEF
technıscher Zivilisation mıt ıhren noch ungelösten Folge- Ombudsleute und Ühnliches mehr. Rechtsschutzversiche-

LUNSCH wırd nahegelegt, die VO  — ıhnen gyarantıerteproblemen und Anwendungsrisıken, erhöhte Verkehrs-
mobilıtät und der Umfang weıter zunehmende Wırt- Kostendeckung nıcht 1Ur Gerichtsverfahren einschließen
schaftssektor schaften emnach LCUC Getfahren und somıt lassen, sondern stärker auch bereıts Beratung 1mM MOr
Konfliktmöglichkeıiten. Und umgekehrt tüuhrt das VECI- teld VO  = gerichtliıchen Vertahren. Bonus-Malus-Regelun-
mehrte Setzen auf dıe Gerichte beım Gesetzgeber ViGTI'- gCHh sollen dazu beıtragen, da{ß der Versicherungsnehmer
mehrtem Bedarf gesetzlichen Regelungen. eın materijelles Interesse daran erhält, seinen Rechtsschutz

Grundlegende gesellschaftliche und kulturelle Verände- LLUT ın wirklich drıngenden und erheblichen Fällen iın
Anspruch nehmen.

FUNSCIL „Urbanisierung, Mobilisierung, Individualisıie-
LU und Anonymıisıerung“ begünstıgen den langirıst1- Bemühungen dieser Art sınd 7zweıtellos notwendig. Wenn
SCH Abbau der Fähigkeıt, Konflikte zwischen Nier- S1Ee oreifen, entlasten S1e die öffentlichen Haushalte. Den-
schiedlichen Interessenlagen ermeıden oder noch reichen S1Ce aufs (3anze gesehen kaum AUS Die tiefer-
verarbeıten. Die Konfliktlösungskompetenz 1St liegenden Ursachen dafür, dafß nıcht IT die Zahl
modernen Rechtsstaat mehr und mehr arbeıitsteilig auf Gerichtsverfahren weıter ste1gt, sondern auch das prıvate
darauf spezlalısierte Justizbehörden übergegangen und Leben VO eiıner zunehmenden Verrechtlichung ertalt
1m gleichem aflße hat die Bereitschaft und Fähigkeit der wırd, werden damıt L1LUT wen1g in den Blick IIN

Dıi1e Verrechtlichung kam nıcht VO außen, Ww1€e schicksal-Bürger, ohne dıe Hıiılfe staatlıcher Stellen konfliktlösend
und ausgleichend tatıg werden, abgenommen. haft über dıe Bürger ın den hochindustrialisierten Ian=
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dern des estens. Sıe 1St nıcht ein Fluch elnes sıch all- Lebensglück prellen wollen, WeNn dıe Suche nach dem
mächtıg dünkenden un: indıyvıduelle Freiheit einschrän- eigenen Recht MI1t Hıltfe des kalkulierten Rısıkos eıner
kenden Staates. Sıe kommt vielmehr ın hohem afße auch Rechtsschutzversicherung nıcht überhaupt eiınem
den ınneren Bedürtfnissen des Burgers nach persönlicher Gesellschaftsspiel werden droht.
Sıcherheit bzw dessen Wunsch nach Miıtteln Bevor IL1Aall aber solche Auswüuüchse un Tendenzenund egen, mMIıt Hılte des Rechts seine indıyıduellen

anprangert und krıtisıiert, darf jedoch nıcht übersehenInteressen durchsetzen können. werden, da{fß das, W d hıer mißbraucht wırd, 1m Ansatz
gewollt und unabweiısbar richtig 1St. Es gehört Z inner-

1ne „Gier ach Einzeltall- sten Kern moderner Rechtsstaatlichkeit, sıch SC Ka
scheide und Zugriffe der staatlıchen Bürokratie miıt Ver-gerechtigkeıt“ macht sıch breıt weIls auf dıe Rechtslage Z 0i Wehr setzen Der Burger

Vor allem 1aber hat die Bereitschaft abgenommen, Wıder- MU: 1m Fall konkurrierender Interessen In der Lage se1ın,
tfahrnısse, die nıcht offensichtlich schuldhafter Natur sınd mıt ertraglichen Risıken den Gang Z Gericht 11
und daher auch nıcht ohne weıteres gerichtlich verfolgt können, sıch auf die Weıse AaUus selner Sıcht Recht
wüuürden, mehr oder wenıger als schicksalhaft hınzuneh- verschaften. Wıe wen1g selbstverständlich dies 1mM übrıgen
INECN, über möglıche negatıve Folgen hinwegzusehen, S1Ee ISt, zeıgt sıch gegenwärtıg ın den Bundesländern,
gewıssermalen verbuchen auf dem Konto dessen, W as solche Fähigkeiten Eerst nach und nach vermuıiıttelt und

eingeuübt werden mussen. In eıner stark individualisiertendas Leben Rıisıko und Unwägbarkeıiten mıt sıch bringt,
ohne da{ß$ einer bestimmten Person oder ruppe Gesellschaft bleibt nıcht AaUs, da{fß der Staat, ın diesem
anzulasten ware. Man hat inzwiıischen gelernt, Ww1€e 1LLAall Fall die Justizbehörden, Autfgaben wahrnımmt, die In
sıch mıt rechtsstaatlichen Miıtteln tatsaächliche oder ständısch geglıederten und V} tradıtionalen Werten
vermeıntliche Beeinträchtigungen sel1nes ındıyıduell AIl C- gepragten Gesellschaften anders geregelt wurden.
strebten Lebensglücks wehren kann.
Die zunehmende Inanspruchnahme rechtlicher Möglıch- Das Recht kommt seıine Grenzenkeıten mMuUu dabe1 keineswegs bedeuten, dafß auch das
Rechts- un: Unrechtsbewufttsein dementsprechend AUS - TIrotzdem verhält sıch das Ma{iß Rechtsstaatlichkeit und
gepragter vorhanden 1St. Konnte sıch nıcht vielmehr angestrebter Gerechtigkeit aber eben nıcht proportional
gerade umgekehrt verhalten? Der Versuch, mi1t Miıtteln A Quantıitat Gerichtsvertahren. Dıie zentrale, 1m FEın-
des Rechtsstaates seinem Recht kommen, hat zeltall 1aber 1L1UT sehr schwer beantwortende rage lau-
augenscheımnlich immer wenıger damıt Lun, offensicht- KB vielmehr: Wo hört die legitıme Inanspruchnahme VO

lıches Unrecht 1ın seıne Schranken welsen und Rechtsmuitteln ZALNME Sıcherung indıyıduellen Rechts auf,;
mehr Gerechtigkeit schaffen, sondern entspringt und fangt ine Eınstellung d dıe AT S1€E nıcht
immer haufıger zuallererst dem Bemüuhen den eigenen schlichten Mißbrauch ZUuUr eigenen Vorteilsnahme bedeu-
Vorteıil. der WI1e€e der Präsıdent des Bundesvertas- LEL und insotern die renzen der Legalıtät überschreıtet
sungsgerichtes, Roman erZzog, CiSW Jüngst VOT dem Deut- 1mM etzten 11UT als 1nNe Verkennung menschlicher Kontin-
schen Steuerzahlerkongrefß ın Berlin ”annnı ıne „Gıer ZENZ gedeutet werden kann, also praktisch übersieht, da{fß

1n den verschiedensten Bereichen menschlichen Lebensnach Eınzelfallgerechtigkeıit“ hat sıch breıt gemacht.
bestimmte Unwägbarkeıten und Rısıken &1Dt, die sıchNıcht DU werden wohltahrtsstaatliche Wohltaten auf

Heller und Pfennig auUsgEeNULZL, auch Rechtsmuittel werden auch auf gerichtlichem Wege nıcht eintachhın beseıtigen
lassen, weıl S1Ce nıemandem persönlıch, keiner nNnstanzVIrtuUOS Z eıgenen Nutzen eingesetzt mıt eıner Oie- oder Gruppe anzulasten sind? Wo 1STt die Klage 1ne leg1-VEINECSS, der der Bürger ANSONSTEN eın merkwürdıg

ambıvalentes Verhältnis hat Ist I1  . selbst mMI1t ihr kon- t1ime Reaktıon auf iıne unrechtmäfßsige Übervorteilung,
i1ne Benachteıiligung, 1ne (grobe) Fahrlässigkeit undfrontiert, möglicherweıseo als Opfter, distanzıert INa  - wırd tälschlicherweise ANSCHOMMILCR, mıiı1t Hılfe dessıch VO  > iıhr vehement. Gleichwohl oilt S1€ allgemeın als Rechts könne indıviduelles Lebensglück herbeigeklagtTugend: Von dem andelnden Indıyiıduum nımmt I1L1all werden?nıcht ohne eınen Schufß Anerkennung d. dafß den

Bedingungen allseıts konkurrierender Interessen nıcht Der Urlauber, der sıch Urlaubsfreuden gebracht sıeht,
umhın kommt handeln, WCT seın Auskommen häalt subjektiv 7zweıtellos für Unrecht, WCI11 Dienstlei-
sıchern zl Wer sıch nıcht verhält, W1€ sıch angeblıch StUuNgEN, denen sıch se1ıner Ansıcht ach der Reisever-
alle verhalten, oilt als der Dumme. anstalter vertraglıch verpflichtet hat, nıcht oder IN URE teil-
Von Rechtsbewulfitsein kann dabe]1 1m Grunde nıcht wirk- welse ertullt werden. Und dem Prüfling, der dıe
ıch dıe Rede seın eher VO Bewufstsein und den Fertig- Benotung und Bewertung seıner Examensarbeit Eınwän-
keıten nıcht selten rücksichtsloser Vorteilsnahme. FEın de erhebt, bescheinigte das Bundesverfassungsgericht TST

Volk VO wohlstandsverwöhnten Bürgern erweckt autf 1m Frühjahr auch WEn dıe eigentlıch angestrebte
diese Weıiıse den Eindruck, als käme INa  - allenthalben Verfassungsklage nıcht zulieflß da{fß iıne gerichtliche
kurz, habe allüberall mMIt Leuten Lun, dıe eınen auf Überprüfung VO xamına schon deswegen zulässıg sel,;
betrügerische oder fahrlässıge Weıse das eıgene weıl S1e Bahnz erheblich 1n die Freiheit der Berutswahl e1IN-
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oreifen. Zugleich aber gespenstisch d. sehen, KG Notengebung begebe sıch zunehmend In die
W1e€e vgegenwärtıg auf den verschiedensten Gebieten des Al Gefahr, se1ne Bewertungen gyegenüber der übergeordne-
täglıchen Lebens dıe Lösung VO Konflikten zunehmend ten Schulbehörde bzw einem Gericht rechtfertigen
den Gerichten überlassen wiırd, iINan offensichtlich VT - mussen, 1sSt dies weder für seıne pädagogische Arbeıt noch
lernt hat, sıch mıt manchen Wıdrigkeiten 1m Leben auch für dıe Schüler und das schulische Klima VO  5 Vorteıil:

Pädagogische Arbeit erfordert Vertrauen und nıcht dieeinmal arrangıeren und nıcht jedes Rıisıko mIıt Hıiıltfe
VO  - Versicherungen auf eın kalkulierbares Ma{iß herabzu- ständıge Drohung mıiıt der Dienstautsichtsbeschwerde.
mındern; oder WEenNn Schuldige yesucht werden, MOg- FEın Alrzt; der ımmer schon das Damoklesschwert drohen-
lıcherweise die hochgeschraubten eiıgenen Erwartungen der Gerichtsverfahren N medizinıscher Kunstfehler
dıe eigentliche Ursache für den Konflikt sınd, unerbittlich über sıch spurt, wırd adurch keın besserer Arzt Er wiırd
indıviduelles Recht reklamıert wiırd, zuweılen In manchen Fällen den sıcheren, weıl rechtlich ungefährlı-
mehr Großzügigkeıt schon weıterhelfen würde. cheren Weg dem auf die speziıfische Lage des Kranken

zugeschnittenen, möglicherweise aber risıkobehafteterenSo klagten beispielsweise Verantwortliche des ıtalıenı1- vorziehen.schen Fremdenverkehrsgewerbes ın diesem Sommer dar-
über (vgl. Suddeutsche Zeıtung, Z da{fß der deut- ine Kultur, 1n der 111a mehr über Anwälte und Gerich-
sche Tourıst dazu ne1ge, „SCHCH alles und jeden zZzUu PTO- miıteinander kommuniziert als 1M unmıttelbaren Mıt-
Zzessieren“. Gerade AaUS den CUCI1auch Burger einander, büfßt unweıgerlıch AIl Menschlichkeit eın W as

Bundesländern darın offenbar gelehrige Schüler ihrer 1mM übrigen nıcht ın ersier Linıe den Anwälten und
Landsleute IN dem esten reisten geradezu mMı1t der Gerichten vorzuhalten LSt, sondern denjenıgen, die diesen
Haltung A als „seıen alle Italıener 1G darauf AaUS, S1C Zzu Weg ın der Meınung, AKüNG den eigenen Interessen die-
betrügen“ HIC 22 können, immer häufiger beschreıiten. Bernd Gug-
Dafß das Recht 1ın manchen Fällen solcher und ÜAhnlicher genberger klagt eın „Menschenrecht auf Irrtum“ eın 1M
Art VOIN Einzelfallgerechtigkeit letztlich überfordert 1St, Zusammenhang MIt den atalen Folgen einer Grofßtech-
zeıgt 1 übrıgen der bereıts zıtilerte Beschlufß des Bundes- nologıe, be1 der Fehler nıcht L1UT möglıchst gering gehal-
verfassungsgerichts rage der gerichtlichen Überprü- ten werden mussen, sondern bel der Fehler schlechter-
tung VO xamına: „Die gerichtliche Kontrolle stÖöfßt dıngs nıcht vorkommen dürfen, sotern nıcht die gesamte

Grenzen, weıl der Bewertungsvorgang VO zahlreichen VO Menschen bewohnte Natur und menschliches Leben
Unwägbarkeıten bestimmt ISt; die sıch ın einem Verwal- gefährdet werden sollen Im Grunde 1St dieses Menschen-
tungsgerichtsprozeiß sehr schwer und teilweıse Ar recht auch gegenüber eiıner Rechtsanwendung einzutor-
nıcht erftfassen 4SSsSen. Subjektive Findrücke und dıe Zufäl- dern, die den Irrtum und das Subjektive latent krıimiınalıi-
lıgkeıt tachlicher Prüfungen der Prüter beeintflussen dıe sıert. Wo Irrtümer nıcht se1n dürfen, und 1M Fall, da S1CE
Notengebung.“ Die gerichtliche Überprüfung WVA9)) Prü- ennoch eintreten, sotfort unterstellt wırd, mMmusse SIC
fungsnoten 1m FEinzeltall kann somıt eiıner atenten dabe1 un Fahrlässigkeiten, möglicherweise Ö grobe,
Benachteiligung der übrıgen Prüflinge tühren Noten auf nıcht mal U1n willentlich herbeigeführtes Unrecht
Zeugnissen und be1 Prüfungen siınd WAar tachlich begrün- handeln, hat dies unweıgerlıch Auswirkungen auf das
dete, dennoch aber zugleıich auch subjektiv gepragte Zusammenleben aller
Bewertungen Sa der Grundlage \VW(O)  z Leistungsvergle1- Ulrich Beck welst darauf hın, da{fß ın der „Risıkogesell-chen“. schaft“ eLIwa be1 Verordnungen für die Reinhaltung MC}  -

Luft und W asser, Nahrung dıe Grenzwerte VO  -Es o1bt eın „Menschenrecht auf Schadstofften Vergiftung nıcht eigentlich verhindern, SO11-

Irrtum“ dern ledigliıch auf eın zulässıges Ma{fß zurückführen, also
gewissermaßen die Grenzmarken eıner „Dauerratıon kol-FEıne Justız, dıe ımmer mehr Z Erfüllungsgehilten frag- lektiver Normalvergiftung“ angeben. In übertragenemwürdıger individueller Rechtsansprüche wırd, schafftt ınn könnte INa dies auch in bezug auf das Recht SCHnıcht U nıcht unbedingt mehr Gerechtigkeit, S1E stärkt Menschliches Leben mMuUu auch ın den Beziehungen

VOT allem dıejenıgen, die sıch der entsprechenden Rechts-
mıttel mIıt der nötıgen Kaltschnäuzigkeıt bedienen Veli-

anderen mıiıt eiıner ZeWISSEN „Dauerration kollektiver
Normalvergiftung“ auskommen, dıe keinenstehen. Und diesen Ansprüchen gegenüber auch e gerichtlichen oder versicherungstechnıschen Schutz o1Dt:annähernd ausreichend ZzeWaApPNEL se1ın, wiırd sıch dıe

A4AUS anderen Gründen bereıts unausweiıchliche Verrechtli- Rısıken, Subjektivismen, partielle Interessen, Fehlbarkeit
lästıg und verhängnisvoll S1E 1 Finzeltall seın kön-chungstendenz weıter verstärken. Tendenzıell ımmer

NECI, S1e sınd nıcht ausschaltbar auch nıcht mi1t eiıner nochmehr Alltäglıches MUu sıch objektivieren lassen, mMu ausgefeilten Rechtskultur. Wer letztlich nıcht vertrau-
gestaltet SE1IN, da{fß eventueller gerichtlicher Überprü- und menschliche Schwächen und Unzulänglichkeitenfung standhält aber verändert sıch adurch auch mehr
oder mınder unmerkliıch, nıcht unbedingt AA seinem Vor- Je nach Schwere nachsıchtig behandeln kann, WeTr gerade-

besessen 1St VO Verdacht, un das gyebracht werden,teıl.
VO dem annımmt, dafß ihm zusteht, OL dem Rechts-

Wenn eın Lehrer ständıg das Getühl haben mufß, mıt SEe1- keinen IDienst. KTaus Nientiedt


